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Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

es ist zunächst nachvollziehbar, dass ein existierendes und vermeintlich funktionierendes, be-

währtes System, wie die derzeitige bayerische Praxis bei der Verfüllung nach Leitfaden „Ver-

füllung von Gruben und Brüchen und Tagebau“ (LF VGBT), beibehalten werden will. Dennoch 

ergeben sich bei Fortführung des derzeit geplanten LF erhebliche Abweichungen von der 

BBodSchV n.F., die am 01.08.2023 in Kraft tritt. Im Nachgang zur Besprechung am 19.04.2023 

möchten wir insbesondere auf folgende Punkte hinweisen die u. E. nicht mit dem Schutz des 

Bodens und des Grundwassers vereinbar sind. 

 

1. Elutionsverfahren 10:1 (W/F) 

Für die Verfüllung von Abgrabungen und Tagebauen in Bayern sollen entgegen § 24 

BBodSchV n.F. die Materialien mit dem Elutionsverfahren aus Anhang 4 der DepV im Flüssig-

keits-/ Feststoffverhältnis von 10:1 auf die Auslaugungseigenschaften hin untersucht werden. 

Dies gestattet den direkten Vergleich dieser beiden Entsorgungswege. Stellt man die Zuord-

nungswerte des LF VGBT den Zuordnungswerten der DepV gegenüber, ist festzustellen, dass 

Material der Klasse Z 1.1 nach LF VGBT bis auf die Parameter Nickel, Chlorid und Sulfat der 

Deponieklasse 0 sowie Material der Klassen Z 1.2 und Z 2 nach LF VGBT der Deponieklasse 

I zuzuordnen ist. Dies würde bedeuten, dass für toxische Elemente wie Arsen, Blei und Cad-

mium in Gruben, Brüchen und Tagebauen niedrigere Sicherheits-Standards gefordert werden 

als bei der entsprechenden Deponie(klasse). 

 

 



Bundesverband Boden e.V., Regionalgruppe Süd Seite: 2 

Dies gilt vor allem, weil derzeit davon auszugehen ist, dass die Anforderungen des 2. Teils der 

DepV (§§ 3 bis 13 DepV) an die Errichtung, Betrieb, Stilllegung und Nachsorge von Deponien 

sowie die Regelungen des 4. Teils der DepV (§§ 18 bis 22a DepV) und hier insbesondere die 

des § 18 über die zu entrichtende Sicherheitsleistung, auch künftig nicht für die Verfüllung von 

Gruben, Brüchen und Tagebauen (GBT) in Bayern angewendet werden. 

In diesem Zusammenhang ist ebenfalls festzuhalten, dass an Abfälle zur Verwertung durch 

Versatz von unter Bergaufsicht stehenden untertägigen Grubenbauen höhere Anforderungen 

an die Auslaugbarkeit der Materialien gestellt werden als an Abfälle für die übertägige Rekul-

tivierung oder Wiedernutzbarmachung von Flächen (siehe Anlage 2 der Versatzverordnung). 

Wenn künftig für die Verwertung von Bodenmaterial in GBT weit geringere Umweltstandards 

angesetzt werden als für die Verwertung Untertage oder die Beseitigung des Materials in De-

ponien, führt dies unweigerlich zu Punkt 2. 

 

2.  Erfassung der Anlagen 

Bei der geplanten Verfüllpraxis ist zu befürchten, dass die verfüllten GBT zukünftig bei einer 

bodenschutzfachlichen Bewertung als schädliche Bodenveränderung eingestuft werden. Dies 

macht u.E. die Erfassung dieser Flächen in einem bestehenden oder neu zu führenden Katas-

ter notwendig. 

Begründung: Es ist davon auszugehen, dass Untersuchungen der Abfallkörper in vielen Fällen 

eine Überschreitung der Prüfwerte am Ort der Probenahme (Anlage 2 Tabelle 1 und 3 der 

BBodSchV n. F.) ergeben werden. In diesem Fall müsste der Betreiber des Verfüll-Standortes 

nachweisen, dass eine ordnungsgemäße Ablagerung erfolgt ist und trotz der Prüfwertüber-

schreitung keine Gefahren, erheblichen Nachteile oder erheblichen Belästigungen für den Ein-

zelnen oder die Allgemeinheit von den verfüllten Flächen ausgehen (Gefährdungsbeurteilung/ 

Sickerwasserprognose). Kann eine Gefährdung des Grundwassers nicht ausgeschlossen wer-

den, müssen Maßnahmen zur Gefahrenabwehr (z. B. Sanierung des Schadens) getroffen wer-

den.  

Insofern müsste es aus Sicht der Betreiber einfacher sein, nur Materialien in Gruben und Brü-

chen zu verwerten, welche die Anforderungen des § 8 der BBodSchV n.F. einhalten und letzt-

endlich auch natürliche Bodenfunktionen wieder erfüllen können. Aus diesem Grund wäre die 

sofortige Anwendung des Elutionsverfahrens 2:1 – wie in BBodSchV n.F. und EBV – die wirt-

schaftlichste Vorgehensweise.  

Die Führung eines Katasters oder Verzeichnisses, wie nach § 8 Abs. 7 BBodSchV möglich, ist 

zudem eine wichtige Information für nachfolgende Generationen. Einerseits sind durch unter-

schiedlich verfüllte Substrate die natürlichen Bodenverhältnisse nicht mehr vorhanden oder 

haben sich gravierend verändert, andererseits eröffnen sich ggf. Möglichkeiten als künftige 

anthropogene Lagerstätte. Die wird im Übrigen heute schon vereinzelt praktiziert. Zum Beispiel 

wurde – in Ermangelung geeigneter Materialien – für den Damm eines HWR-Beckens Boden-

material aus einer Z.1-Grube gewonnen.  

 

3. Verfüllen von Bauschutt 

Auch wenn dies prozentual nur wenige Standorte in Bayern betreffen wird, sehen wir diese 

Ausnahme als überflüssig an. Selbst wenn es in Bayern tatsächlich noch Regionen geben 

sollte, in denen nachweislich im Umkreis von 50 km keine Bauschuttaufbereitungsanlage er-

reichbar ist, oder diese mit mobilen Aufbereitungsanlagen nicht erreicht werden können, dann 
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besteht die staatliche Aufgabe darin, Anreize zu schaffen die Vorgaben des KrWG umzuset-

zen, zumal in der Besprechung mehrfach geäußert wurde, dass eine bessere Trennung der 

Stoffe eingefordert werden muss.  

 

4. Fazit 

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass mit dem derzeit geplanten Bayerischen Verfüll-Leit-

faden nicht den europäischen und nationalen Zielen und Regelungen zum Schutz der Umwelt 

und der Allgemeinheit entsprochen wird. Wird nach Abschluss der Verfüllung kein geeigneter 

Nachweis über die Unschädlichkeit geführt, bleiben mögliche Nachteile der Allgemeinheit 

und/oder kommenden Generationen überlassen. Insofern ist die Einführung eines Katasters 

der Verfüll-Standorte unerlässlich. 

Bei der derzeit geplanten Version des LF VGBT sehen wir zudem eine Zunahme der Verbrin-

gung von Materialien über Ländergrenzen hinweg in Richtung Bayern und damit keine Erleich-

terung für die Verwertung innerhalb Bayerns anfallender Bodenmaterialien.  

Die Verfüllung von Gruben und Brüchen und Tagebau ist grundsätzlich positiv zu bewerten, 

solange die entstandenen Wunden in der Landschaft geschlossen und die dazu verwendeten 

Bodenmaterialien zukünftig ihre Funktionen (zumindest teilweise) wieder erfüllen können. Zu 

nennen sind insbesondere die in § 2 Abs. 2 BBodSchG Punkt 1. Buchstabe a bis c genannten 

natürlichen Funktionen als  

• Lebensgrundlage und Lebensraum für Menschen, Tiere, Pflanzen und Bodenorga-

nismen, 

• Bestandteil des Naturhaushalts, insbesondere mit seinen Wasser- und Nährstoff-

kreisläufen, und  

• als Abbau-, Ausgleichs- und Aufbaumedium für stoffliche Einwirkungen auf Grund 

der Filter-, Puffer- und Stoffumwandlungseigenschaften, insbesondere auch zum 

Schutz des Grundwassers.  

 

Wir bitten darum, unsere Argumente und Bedenken bzw. Anregungen im finalen Text des 

Leitfadens zu berücksichtigen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Ricarda Miller 

Vorsitzende Regionalgruppe Süd 
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